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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

gehuldigt sei der Technik. Bei den
Kongressen und Tagungen fur Im-
mobilienverwalter stellen diverse
Softwareanbieter aus und werben
fur ihr Produkt. In der einschldgigen
Fachpresse finden sich rund 80
Anbieter. Dabei wird in der Wer-
bung deutlich gemacht, wie viel
mehr der Verwalter verdient, wenn
er dieses oder jenes teure Modul
zusétzlich ordert. Es soll gar nicht
ausgelotet werden, inwieweit die
Aussage fiir sich Richtigkeit bean-
spruchen kann.

Unverstandlich ist dennoch die
Geschafts(un)tiichtigkeit  mancher
Anbieter. So findet man zur neuen
BGH-Rechtsprechung (V ZR 44/09)
zur Instandhaltungsriicklage vom

Kurze Meldungen

Anwalt darf sich auf Falschbezeich-
nung des Richters nicht verlassen

Eine Wohnungseigentimergemeinschaft
hatte die Mieter einer Partei verklagt,
die Nutzung bestimmter Gemeinschafts-
flachen zu unterlassen. Im Rubrum des
Urteils war die Sache als ,,Wohnungsei-
gentumssache* bezeichnet. Der Anwalt
der Mieter legte gegen das Urteil vor
dem zustdndigen WEG-LG Frank-
furt/Oder Berufung ein. Die Berufung
wurde als unzuldssig verworfen, weil
das falsche LG angerufen worden sei.
Entgegen der Auffassung des Amtsrich-
ters sei keine WEG-Sache, sondern eine
einfache Zivilsache zu entscheiden
gewesen, so dass das LG Potsdam
zustandig gewesen waére, Beschluss vom
14.7.2011 (V_ZB 67/11). Auf die fal-
sche Bezeichnung hétte sich der Anwalt
nicht verlassen dirfen; vielmehr sei es
seine Aufgabe, die Zustandigkeit auto-
nom zu Uberpriifen. Vgl. zu den landes-
gesetzlich abweichenden Regelungen
der  Zustdndigkeit von  WEG-
Berufungsgerichten: ZIV 2009, 24.
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4.12.2009 Software-updates, die
erst im Il. Quartal dieses Jahres den
Verwalter erreichten. Die Gerichte
geben den Verwaltern jedenfalls
nicht so viel Handlungsspielraum,
wie die Entscheidung des BGH vom
1.4.2011 (ZIV 2011, 33, (34)) zeig-
te, wonach sich der Verwalter nicht
darauf berufen konne, dass sein
Softwareanbieter noch nicht soweit
sei. Im Zweifel misse er manuell
ein Blatt zur Instandhaltungsriickla-
ge fertigen und der Abrechnung
beifugen.

Andere Softwareanbieter wiederum
bieten alternativ schon die Abrech-
nung auf Sollvorauszahlungshasis
an, obwohl auBer einigen Stimmen
in der Literatur noch kein Gericht

Keine altruistische Beschlussanfech-
tung durch Verwalter

Das Amtsgericht Bonn hat im Urteil
vom 11.6.2010 festgehalten, dass der
WEG-Verwalter auch dann nicht zur
Beschlussanfechtung  berechtigt ist,
wenn er der Auffassung ist, dass der
gefasste Beschluss rechtswidrig ist. Fur
diese Klagen fehle ihm das erforderliche
Rechtsschutzbediirfnis (27 C 249/09),
ZMR 2011, 841

Keine Uberanpassung von BK-
Vorauszahlungen
Nach einem Urteil des BGH vom

28.9.2010 ist eine Uberanpassung von
Bk-Vorauszahlungen nach § 560 Abs. 4
BGB nicht mdglich. Der Vermieter
hatte nach der Abrechnung, die mit
einer Nachzahlung endete, den Betrag
durch 12 geteilt und eine Erhéhung der
Vorauszahlungen  verlangt.  Dabei
erhohte er die Betrége jeweils um einen
weiteren, 10%igen ,,Sicherheitsauf-
schlag“. Der BGH flihrte aus, dass
konkret zu erwartende Entwicklungen
der Betriebskosten in der Berechnung

diese Form der Abrechnung abge-
segnet hat. Da erscheint es doch
eher ratsam, sich zuriickhaltend am
Stand der Rechtsprechung zu orien-
tieren. Auch ein weitergehender
Ausweis von zahlreichen Informa-
tionen zur Abrechnung, die von
niemanden gefordert werden, schaf-
fen eher Verwirrung auf Verwalter-
und Eigentlimerseite. Dabei kann
sich der Verwalter nur weitere Er-
lauterungs- und Angriffsfelder er-
Offnen, als tatsdchlich Vorteile
erringen.

Wohl dem Verwalter, der so viel
geistige Autonomie hat, nicht an die
Richtigkeit der ,black box* auf
seinem Schreibtisch blind zu ver-
trauen.

Es grufit herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

des Vorschusses beriicksichtigt werden
kénnten, nicht aber abstrakte ,,Sicher-
heitszuschlage” (V111 ZR 294/10)

Vermieter hat Anspruch auf Einbau
von funkbasierten Ablesegeraten

Die Vermieterin teilte ihren Mietern vor
dem anstehenden Regelaustausch der
Heizkostenverteiler mit, dass diese
durch ein funkbasiertes Ablesesystem
fur Wéarme, Warmwasser und Kaltwas-
ser ersetzt werden sollten. Ein Mieter
weigerte sich durch alle drei Instanzen
erfolglos. Der Duldungsanspruch des
Vermieters ergdbe sich fur den Einbau
der funkbasierenden Warme- und
Warmwasserzahler aus § 4 Abs. 2 Heiz-
kostenVO und in Bezug auf den Kalt-
wasserzahler aus § 554 BGB. Der Aus-
tausch stelle eine Wohnwertverbesse-
rung fur den Mieter dar. BGH-Urteil
vom 28.9.2011, VIII ZR 326/10
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Schultze
Kommentar zu Text
(2) Er hat dazu die Räume mit Ausstattungen zur Verbrauchserfassung zu versehen;
die Nutzer haben dies zu dulden. Will der Gebäudeeigentümer die Ausstattung zur
Verbrauchserfassung mieten oder durch eine andere Art der Gebrauchsüberlassung
beschaffen, so hat er dies den Nutzern vorher unter Angabe der dadurch entstehenden
Kosten mitzuteilen; die Maßnahme ist unzulässig, wenn die Mehrheit der Nutzer innerhalb
eines Monats nach Zugang der Mitteilung widerspricht. Die Wahl der Ausstattung bleibt
im Rahmen des § 5 dem Gebäudeeigentümer überlassen.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Maßnahmen zur Verbesserung der Mietsache, zur Einsparung von Energie oder Wasser
oder zur Schaffung neuen Wohnraums hat der Mieter zu dulden. Dies gilt nicht, wenn
die Maßnahme für ihn, seine Familie oder einen anderen Angehörigen seines Haushalts
eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der berechtigten Interessen des
Vermieters und anderer Mieter in dem Gebäude nicht zu rechtfertigen ist. Dabei sind
insbesondere die vorzunehmenden Arbeiten, die baulichen Folgen, vorausgegangene
Aufwendungen des Mieters und die zu erwartende Mieterhöhung zu berücksichtigen. Die
zu erwartende Mieterhöhung ist nicht als Härte anzusehen, wenn die Mietsache
lediglich in einen Zustand versetzt wird, wie er allgemein


Ausnahmsweise Quotelung zwischen
mehreren Anwalten

Beauftragt der Verwalter im Rahmen
einer Beschlussanfechtung den Anwalt
nach § 27 Abs. 2 Nr. 2 WEG, sind nur
dessen Kosten bei einem Obsiegen
erstattungsfahig. Beauftragen einzelne
Eigentumer einen eigenen Anwalt, sind
dessen Kosten nicht erstattungsfahig (V
ZB 22/09 — ZIV 2009, 64). Anders sieht
die rechtliche Beurteilung dagegen aus,
wenn sich die Wohnungseigentiimer
untereinander auf einen Anwalt einig-
ten. Soweit einzelne Eigenttimer bei der
Verstdndigung auf einen Prozesshe-
vollméchtigten ibergangen wiirden und
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diese sich anschlieBend einen eigenen
Anwalt suchten, seien die Kosten aller
Anwdlte nicht zu erstatten. Vielmehr
waren die Kosten, die bei Beauftragung
eines Anwaltes angefallen wéren unter
den Beteiligten zu quoteln, Beschluss
vom 14.7.2011 (V ZB 171/10).

Verscharftes Quorum flr Verwalter-
bestellung in Gemeinschaftsordnung
unwirksam

Nach einem Beschluss des OLG Min-
chen ist eine Regelung in einer Gemein-
schaftsordnung unwirksam, wenn sie
die Bestellung eines Verwalters an eine

¥.-Mehrheit knipft (32 Wx 1/11), ZMR
2011, 738.

Rohrinnensanierung mit Epoxidharz
als Mietmangel

Nach Auffassung des AG Koln (Urteil
vom 20.4.2011) stellt die Rohrinnensa-
nierung mit Epoxidharz einen zur
Mietminderung berechtigenden Miet-
mangel dar. Nach der Uberzeugung des
Gerichts, dass dieses durch die Lektire
bei Wikipedia gewann, wirke Epoxid-
harz krebserregend und sei als endokri-
ner Disruptor in Verdacht. Das Gericht
billigte daher 20% Mietminderung zu
(201 C 546/10), NzM 2011, 630

Grenzen des Haftungsausschlusses wegen Sachméngeln

Mit den Grenzen des Haftungs-
ausschlusses bei Sachmangeln
einer verkauften Immobilie setz-
te sich der V. Zivilsenat im Ur-
teil vom 15.7.2011 auseinander.
Dabei war die Rechtsfrage zu
beantworten, ob dem Verkaufer
die Berufung auf den vertraglich
vereinbarten Haftungsausschluss
nach § 444 BGB verwehrt sei.

Die Kéufer kauften 2007 vom
Verkdufer eine Immobilie unter
Ausschluss der Haftung fir
Sachmaéngel. Fur die Immobilie
waren insgesamt flinf Baulasten
im Baulastenverzeichnis einge-
tragen, von denen aber nur vier
Niederschlag im Kaufvertrag
fanden. Die Fehlende betraf eine
Verénderungssperre des aulerli-
chen Erscheinungsbildes der
Immobilie. Die K&ufer sahen
sich getduscht und traten vom
Kaufvertrag zuriick. Gerichtlich
begehrten sie nun die Riickab-
wicklung des Kaufvertrages und
Erstattung der ihnen entstande-
nen Nebenkosten (Notarkosten
etc.). Die beiden ersten Instan-

zen wiesen die Klage mit der
Begriindung ab, die Anhorung
der Ké&ufer hétte ergeben, dass
diese den Kaufvertrag auch in
Kenntnis der flnften Baulast
gekauft hatten. Die Unkenntnis
sei daher nicht kausal fur den
Kaufentschluss gewesen.

Das sah der V. Zivilsenat zu-
mindest rechtlich ganz anders.
Nach der stdndigen Rechtspre-
chung des BGH bestiinde bei
Vertragsverhandlungen, in denen
die Parteien entgegengesetzte
Interessen verfolgten, fiir jeden
Vertragspartner die Pflicht, den
anderen Teil Ober solche Um-
stande aufzuklaren, die fur den
Entschluss eines verstdndigen
Kéufers von wesentlicher Be-
deutung seien. So sei fir den
Kauf eines Hausgrundstiickes
die Pflicht zur Offenbarung we-
sentlicher Méangel angenommen
worden (BGHZ 109, 327).

Die Frage, ob ein wesentlicher
und damit offenbarungspflichti-
ger Mangel vorldge, durfe nicht

aus der Sicht des jeweiligen
Kéaufers bestimmt werden, son-
dern kénne nur im Wege einer
objektiven Beurteilung beant-
wortet werden, die an einem
,verstandigen  Kaufer*  auszu-
richten sei.

Die Kausalitdt der Unkenntnis
des Mangels fir die Kaufent-
scheidung sei zudem keine Fra-
ge, die den Tatbestand der Arg-
list (§ 444 BGB) tangiere. Die
Arglist des Verkdufers musse
nicht urséchlich fir die Kaufent-
scheidung sein. Anders als in §
123 Abs. 1 BGB (,,zur Abgabe
einer Willenserklarung durch
arglistige Tauschung .... be-
stimmt*) fande die Kausalitét im
Wortlaut des § 444 BGB keine
Erwéhnung ,,kann sich der Ver-
kaufer nicht berufen, soweit er
den Mangel arglistig verschwie-
gen ....hat"), so dass die Anwen-
dung des § 444 BGB auch bei
fehlender Kausalitat erdffnet sei
(V ZR 171/10).

56


http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
2. Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines sonstigen
Rechtsnachteils erforderlich sind, insbesondere einen gegen die Wohnungseigentümer
gerichteten Rechtsstreit gemäß § 43 Nr. 1, Nr. 4 oder Nr. 5 im Erkenntnis- und
Vollstreckungsverfahren zu führen;

Schultze
Kommentar zu Text
Auf eine Vereinbarung, durch welche die Rechte des Käufers wegen eines Mangels
ausgeschlossen oder beschränkt werden, kann sich der Verkäufer nicht berufen, soweit
er den Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen hat.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 123 Anfechtbarkeit wegen Täuschung oder Drohung
(1) Wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch arglistige Täuschung oder
widerrechtlich durch Drohung bestimmt worden ist, kann die Erklärung anfechten.


Mietrecht

BGH senkt Anforderungen an Modernisierungsankindigung

Eine fur Vermieter sehr freund-
liche Entscheidung traf der BGH
mit Urteil vom 28.9.2011. Die
Mietvertragsparteien stritten um
die Wirksamkeit einer Moderni-
sierungsankindigung gemaR §
559 BGB. Die Vermieter beab-
sichtigten eine Balkonstanderan-
lage an ihr in Minchen gelege-
nes Mehrfamilienhaus anzubrin-
gen. Sie kindigten in einem
Schreiben schlagwortartig die

Separate

Im Regelfall bilden die Anmie-
tung einer Wohnung und einer
Garage in einem Mietverhaltnis
eine rechtliche Einheit, so dass
der Mietvertrag der Garage nicht
getrennt gekiindigt werden kann.

Dem BGH-Urteil vom 12.10.11
lag indessen ein Sachverhalt
zugrunde, bei dem ein Mieter
erst im Anschluss an die Anmie-
tung der Wohnung eine 150

Gewerbemietrecht

durchzufuhrenden Baumafnah-
men an. Ferner wurde in dem
Schreiben das Datum des vorge-
sehenen Baubeginns, die mit 6
Wochen geplante Bauzeit sowie
die voraussichtliche Mieterho-
hung mitgeteilt. Die Mieter ver-
weigerten die Duldung, so dass
die Vermieter sich zur klagewei-
sen Durchsetzung veranlasst
sahen. Nach Auffassung der
Mieter genligte das Ankindi-
gungsschreiben nicht den von
den Instanzgerichten aufgestell-
ten formalen Anforderungen.

Die bayerischen Gerichte sahen
dies in diesem Fall anders. Die
Vermieter gewannen alle drei
Instanzen hindurch. Die Richter
des VIII. Zivilsenates fiihrten in
ihrem Urteil schlielich aus, dass
der mit der Modernisierungsan-

kiindigung verfolgte Zweck es
nicht verlange, dass jede Einzel-
heit der beabsichtigten Mal-
nahme in der Ankindigung be-
schrieben werde und jede Aus-
wirkung mitgeteilt werde. Die
Ankindigung misse den Mie-
tern vielmehr eine zureichende
Kenntnis dartiber vermitteln, in
welcher Weise die Wohnung
durch die Modernisierung ver-
andert werde und wie sie sich
auf den zukinftigen Miet-
gebrauch und die zu zahlende
Miete auswirke. Hierfiir gentige
es, wenn die Ankiindigung den
Mieter, der die baulichen Gege-
benheiten der Wohnung kenne,
in die Lage versetze, sich ein
realitdtsnahes Bild der beabsich-
tigten Mallnahmen zu machen
(VI ZR 242/10).

Kindigung von Garage und Wohnung

Meter entfernte gelegene Gara-
ge anmietete. Vermieter war
auch hier zundchst der Woh-
nungsvermieter. Die Personal-
union auf Vermieterseite endete,
als die Immobilie verkauft wur-
de, zu der die Garage gehorte.
Die neuen Vermieter kindigten
den Garagenmietvertrag und
klagten auf Rdumung, als ihnen
der Besitz nicht eingerdumt
wurde. Die beiden Vorinstanzen

wiesen die Raumungsklage ab,
weil eine gesonderte Kiindigung
des Garagenmietvertrages nicht
moglich sei. Erst auf die Revisi-
on hin, wurde vom BGH festge-
stellt, dass dieser Grundsatz
nicht immer Geltung beanspru-
chen kann. Aufgrund der rdumli-
chen Entfernung und der sukzes-
siven Anmietung sei von zwei
selbststandigen  Mietvertragen
auszugehen. (VI ZR 251/10).

Unwirksame Kostenklauseln im Gewerbemietvertrag

Die Mietvertragsparteien stritten
uber die wirksame Umlage von
Betriebskosten eines im Ge-
richtssprengel des LG Leipzig
belegenen Einkaufscenters. Sie

verband ein Mietvertrag aus dem
Jahre 1993, der folgende Kos-
tenubertragungen u.a. vorsah:
Samtliche Nebenkosten des
Einkaufscenters, insbesondere
alle Kosten des Betriebs und der

Instandhaltung der technischen
Anlagen werden von allen Mie-
tern anteilig getragen. Die Ne-
benkosten werden in ihrer tat-
sachlichen, nachgewiesenen
Hohe ohne Beschrankung auf
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Hat der Vermieter bauliche Maßnahmen durchgeführt, die den Gebrauchswert der
Mietsache nachhaltig erhöhen, die allgemeinen Wohnverhältnisse auf Dauer verbessern
oder nachhaltig Einsparungen von Energie oder Wasser bewirken (Modernisierung), oder
hat er andere bauliche Maßnahmen auf Grund von Umständen durchgeführt, die er nicht
zu vertreten hat, so kann er die jährliche Miete um 11 vom Hundert der für die
Wohnung aufgewendeten Kosten erhöhen.


die in der Anlage 3 zu § 27 Abs.
1 der 2. Berechnungsverordnung
aufgefiihrten Kosten auf die
Mieter umgelegt. Insbesondere
sind dies die Kosten fir (aus-
zugsweise):

h) Hausmeister, Betriebsperso-
nal, Center-Manager und Ver-
waltung

[) die Wartung und Instandhal-
tung aller technischen Einrich-
tungen einschlief3lich der Kosten
des Betriebs,

p) Stromversorgung der Ge-
meinschaftsanlagen und Ver-
kehrsflachen einschlieBlich In-
standhaltung der Stromversor-
gungsanlagen

r) Raumkosten fur Biro-, Ver-
waltungs- und Technikraume
sowie Gemeinschaftseinrichtun-
gen, Gemeinschaftssozialraume,
Kunden-WC’s usw. auf der
Grundlage ortlicher Mieten ein-
schlie3lich der darauf anteilig
entfallenden Nebenkosten.”

Auf dieser Grundlage erstellte
der Vermieter wie die vielen
Jahre zuvor auch eine Betriebs-
kostenabrechnung, die mit einem
Nachzahlungsbetrag  fir den
Mieter endete. Als dieser seine
Verbindlichkeiten aus der Be-
triebskostenabrechnung nicht
beglich, klagte der Vermieter auf
Zahlung.

Das Landgericht Leipzig wies
die Klage ab. Es erachtete die
unter 1), p) und r) aufgefiihrten
Nebenkostenumlagen fir un-
wirksam, da diese den Mieter
unangemessen  benachteiligten
bzw. nicht hinreichend bestimmt
und deshalb intransparent seien.
Ohne die betreffenden Positio-
nen in der Abrechnung verblieb

fir den Mieter kein Nachzah-

lungsbetrag.

Die Berufung hiergegen hatte
keinen Erfolg. Dies aber nicht,
weil auch das OLG Dresden
diese drei Klauseln fur unwirk-
sam erachtete. Der Senat erach-
tete die Klauseln vielmehr als
wirksam. Demgegeniiber sah der
Dresdner Senat die Klausel unter
h) als unwirksam an. Durch den
Wegfall der Klausel ergaben
sich aber auch auf diesem Wege
fir den Vermieter keine Nach-
zahlungsanspriche, so dass die
Klage zumindest mit anderer
Begriindung auch vom OLG
abgewiesen wurde. Es flhrte
dabei aus, dass die Kostenpositi-
onen »Centermanagement*
(21.581 €) und ,Verwaltungs-
kosten* (2.475,45 €) wegen des
VerstoRes gegen das Transpa-
renzgebot nicht wirksam auf die
Mieter umgelegt worden sei.

Das Ergebnis wiederum, nicht
aber die Begriindung bestatigte
der BGH mit Urteil vom
3.8.2011 (XII_ZR 205/09). So
habe das OLG Dresden fir die
Frage der Wirksamkeit § 9
AGBG angewandt. Dieser MaR-
stab gelte nicht mehr; vielmehr
sei die Klausel anhand der Nach-
folgenorm, 8 307 BGB zu pri-
fen. Seit dem 1.1.2003 seien auf
alle  Dauerschuldvertrége, die
vor dem 1.1.2002 geschlossen
wurden, das BGB in der Fassung
des Schuldrechtsmodernisie-
rungsgesetzes anzuwenden.

Der Gewerbemietrechtssenat
habe bereits mit Urteil vom
9.12.2009 (XII ZR 209/09 - ZIV
2010, 2) entschieden, dass eine
in einem gewerblichen Mietver-
haltnis vereinbarte Formular-

klausel zur Umlage der ,,Kosten
der kaufmannischen und techni-
schen Hausverwaltung” nicht
gegen das Transparenzgebot
gemaR § 307 Abs. 1 BGB ver-
stoRe. Das gelte fur die vorlie-
gend vereinbarte Umlage der
»Vverwaltungskosten® in gleicher
Weise (XIl ZR 69/08). Der Beg-
riff der Verwaltungskosten sei in
8 1 Abs. 2 Nr. 1 BetrKV und §
26 Abs. 1 der 2. BV legaldefi-
niert. Zwar fielen bei gewerbli-
chen Mietobjekten andere Ver-
waltungskosten an, als bei der
Wohnungsmiete. Daraus folge
aber nicht, dass die gesetzliche
Definition bei der Gewerbemiete
nicht sinnvoll anzuwenden wére.

Richtigerweise seien aber die
Kosten des »center-
Managements* nicht hinreichend
bestimmt und daher nicht umla-
gefahig. Es sei nicht ersichtlich,
welche Kaosten hier einbezogen
werden sollten oder welche Leis-
tungen nach dem Inhalt hiervon
erfasst werden sollten. Denn
gerade weil die Vermieterin
daneben unter Buchstabe h) auch
»Kosten der Verwaltung“ und

unter  Buchstabe r) ferner
,,Raumkosten fir Biro- und
Verwaltungsrdume®  verlange,

sei nicht ersichtlich, welche an-
deren Kosten unter dem Begriff
»center-Manager* anfielen.

Die mehrjahrige unbeanstandete
Begleichung der vorherigen
Betriebskosten zusammen mit
dem unwirksamen  Umlage-
schllissel  begriindeten  keine
gesonderte, auflerhalb des Miet-
vertrages liegende Vereinbarung
einer Umlage (Senatsbeschluss
vom 29.5.2000, XII ZR 35/00).

Einholung von Vergleichsangeboten nach dem Wirtschaftlichkeitsgebot

Viele Verwalter und Vermieter
dirfte der Beschluss des KG

Berlin vom 7.22011 (8 U
147/10) nachdenklich stimmen.

Ein Vermieter hatte im Rahmen
der Betriebskostenumlage in
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen
benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben,
dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine
Bestimmung
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der
abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags
ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet
ist.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Zu den Betriebskosten gehören nicht:
1. die Kosten der zur Verwaltung des Gebäudes erforderlichen Arbeitskräfte und
Einrichtungen, die Kosten der Aufsicht, der Wert der vom Vermieter persönlich
geleisteten Verwaltungsarbeit, die Kosten für die gesetzlichen oder freiwilligen
Prüfungen des Jahresabschlusses und die Kosten für die Geschäftsführung
(Verwaltungskosten),


einem Gewerbemietvertrag auch
die Kosten fir eine ,,Sonderrisi-
koversicherung* Ubertragen.
Nach den Geschéftsbedingungen
der Versicherung wurden hiermit
verschiedene Sonderrisiken, die
durch den Betrieb von Diskothe-
ken und Bars fir Immobilien
auftreten kdnnen, abgedeckt.

Das Kammergericht erklarte, die
Ubertragung dieser Kosten durch
eine vorformulierte Klausel ver-
stoRe gegen das in § 307 Abs. 1
BGB niedergelegte  Transpa-
renzgebot. Es konne aber letzt-
lich dahinstehen, ob die Klausel
unwirksam sei. Denn der Ver-
mieter habe jedenfalls gegen das
Wirtschaftlichkeitsgebot versto-
Ren. Wéhrend sich dies flr das
Wohnraummietrecht aus spezi-
algesetzlichen Normen (88 556

WEG-Recht

Abs. 5 BGB, 560 Abs. 5 BGB)
ergebe, grinde das Gebot bei
Gewerbemietvertragen auf dem
Grundsatz von Treu und Glau-
ben, § 242 BGB. Die Mieterin
habe dezidiert dargelegt, dass
andere  Versicherungen  ver-
gleichsweise glinstigere Angebo-
te auf Nachfrage unterbreitet
hatten. Der Einwand des Ver-
mieters, er hatte wirtschaftlich
gehandelt, weil er aufgrund eines
groBen Immobilienbestandes die
Vorziige einer Sammelversiche-
rung in Anspruch nehmen kon-
ne, Uberzeugte den Berliner Se-
nat nicht. Es sei nicht ersichtlich,
worin diese Vorzige bestehen
sollten. Die Sammelversicherung
entbinde den Vermieter nicht
davon, den Markt zu beobach-
ten. Anstatt Vergleichsangebote
einzuholen, habe er sich darauf

beschréankt, einen  Versiche-
rungsmakler zu beauftragen.
Dies in der irrigen Annahme,
moglichst gunstige Angebote zu
erhalten. Es lage nicht auferhalb
jeder Wahrscheinlichkeit, dass
der Versicherungsmakler nicht
die gunstigste Versicherung,
sondern die Versicherung anbo-
te, bei der am meisten verdiene.

Der VerstoR gegen das Wirt-
schaftlichkeitsverbot fiihre dazu,
dass der Mieter die Kosten der
Sonderrisikoversicherung ~ gar
nicht zu tragen habe. Im Ergeb-
nis fihrte dies dazu, dass der
Mieter nicht mit einem auf Zah-
lung lautenden Urteil aus dem
Rechtsstreit ging, sondern ihm
ein Guthaben aus den Abrech-
nungen verblieb (ZMR 2011,
712)

Neue Horizonte fur die Forderungsdurchsetzung im Insolvenzverfahren

Vollig neue Horizonte flr die
Forderungsdurchsetzung von
WEG-Hausgeld ertffnet  das
Urteil des BGH vom 21.7.2010
(IX_ZR 120/10). Als erste Vor-
bote dieses Urteils zeigten sich
verschiedentliche Fachveroffent-
lichungen und ein Beschluss des
selben Zivilsenates vom
12.2.2009 (IX ZB 112/06 - ZIV
2009, 49). In diesem Beschluss
flhrte der BGH bereits aus, dass
die Neuregelung des ZVG in §
10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG dazu fihre,
dass die Wohnungseigentiimer-
gemeinschaft wegen der bevor-
rechtigten  Hausgeldanspriiche

auch im Insolvenzverfahren zu
bevorzugen sei. Sie habe fortan
genauso wie Grundpfandrechts-
gléubiger, die im Grundbuch mit
ihren  Forderungen  gesichert
seien, einen Anspruch auf abge-
sonderte Befriedigung aus dem
Grundstiick. Die Reichweite, die
néheren Voraussetzungen und
die Umsetzung dieses Rechts
waren indessen unklar.

Mit Urteil vom 21.7.2011 hat der
BGH nun in vielféaltiger Weise in
einem obiter dictum sich mit
diesen weiteren Rechtsfragen
auseinandergesetzt. So sei fir
die Geltendmachung des Sonder-
rechts eine vorherige Beschlag-
nahme (wie im ZVG) nicht er-
forderlich. MaRgeblicher Zeit-
punkt fir die Ermittlung der
bevorrechtigten, rickstandigen
Hausgeldanspriiche (das Jahr der
Beschlagnahme und die zwei

Kalenderjahre zuvor) sei im
Insolvenzverfahren der Eroff-
nungsbeschluss anstatt die Be-
schlagnahme. Hinsichtlich der
bevorrechtigten Anspriiche er-
gabe sich insoweit eine Aus-
nahme, als dass die ,laufenden
Betrédge* nur bis zur Insolvenz-
erdffnung in das Vorrecht fielen.
Denn die nach der Insolvenzer-
6ffnung fallig werdenden Haus-
geldforderungen seien  keine
(absonderungsfahigen) Insol-
venzforderungen, sondern Mas-

severbindlichkeiten, die vom
Insolvenzverwalter ohnehin
vollstdndig  bezahlt  werden

mussten (Ausnahmen: Freigabe
der Wohnung aus dem Beschlag
bzw.  Anzeige = Masseunzu-
langlichkeit).

Sei die Gemeinschaft zurzeit der

Insolvenzerdffnung im Besitz
eines vollstreckbaren Titels, der
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Kommentar zu Text
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen
benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben,
dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.


Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 242 Leistung nach Treu und Glauben
Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, wie Treu und Glauben mit
Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern.

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten.

Schultze
Kommentar zu Text
(5) Bei Veränderungen von Betriebskosten ist der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu
beachten.


bevorrechtigte  Hausgeldforde-
rungen enthalte, konne die Ge-
meinschaft auch in Ansehung
eines erdffneten Insolvenzver-
fahrens aus dem Titel die
Zwangsversteigerung in die be-
treffende  Wohnung betreiben.
Soweit der Insolvenzverwalter
die Wohnung aus dem Beschlag
frei gebe, greife das Vollstre-
ckungsverbot nach § 89 InsO fiir
die bevorrechtigten Hausgeldan-

spriche nicht. Verflige die Ge-
meinschaft im erdffneten Insol-
venzerfahren dagegen noch (ber
keinen Titel, konne sie eine so-
genannte Pfandklage gegen den
Insolvenzverwalter auf Duldung
der Zwangsversteigerung rich-
ten. Aus diesem Titel konnte
dann ebenfalls die Zwangsver-
steigerung mit bevorrechtigten
Hausgeldanspriichen in der In-

solvenz erfolgreich betrieben
werden.
Weitere Informationen koénnen

Sie aus dem Skript des letzten
Verwalterstammtisches unter
www.Kanzlei-Schultze.de

(/Reden und Vortrage/Aktuelle
Rechtsprobleme rund um das
Hausgeld/Folien 83 ff) beziehen.

Zu den Formalia einer Eigentiimerversammlung

Die Formalia einer Eigentiimer-
versammlung konnten die Eigen-
timer einer zerstrittenen Karls-
ruher WEG Uben und verbuchten
dabei immerhin den Vorteil, dass
der Gang zum BGH zumindest
nicht weit war. Die Gemein-
schaft bestand aus je zwei Ehe-
paaren. Zwei Wohnungen gehor-
ten dem einen Ehepaar, zwei
dem anderen. Ein Verwalter
bzw. ein Beirat waren nicht be-
stellt. Dafir korrespondierte man
nur noch Uber den jeweiligen
Anwalt miteinander. In dieser
Konstellation bemiihte man sich,
eine  Eigentimerversammlung
einzuberufen und abzuhalten.

Uber den Versammlungsvorsitz
konnte keine Einigung erzielt
werden. Man verstindigte sich
daher darauf, eine Vollversamm-
lung abzuhalten. Sie war geplant
fir den 28.1.2009 in den Kanz-
leirdumlichkeiten der Kanzlei A.
Man bemihte sich im Weiteren
um die Abstimmung einer Ta-
gesordnung, was ebenfalls nicht
gelang. Zwei Tage vorher wurde
die Versammlung von den von A
vertretenen Eigentiimern wieder
abgesagt. Die Eigentumer, die
von Anwalt B vertreten wurden,
teilten daraufhin mit, dass die
Versammlung gleichwohl
durchgefiihrt werden wirde. Am
28.1.2009 machten sie sich auf,
um an der (abgesagten) Ver-
sammlung in den Kanzleirdum-

lichkeiten bei A teilzunehmen.
Dort wurde ihnen der Zutritt zur
Kanzlei verwehrt. Man liel3 die
Eigentimer wissen, dass weder
A noch dessen Mandanten an-
wesend waren. Daraufhin fuhren
die beiden abgewiesenen Eigen-
timer zur Kanzlei ihres Anwal-
tes B und hielten dort die Ver-
sammlung ab und fassten Be-
schlisse.

Im Auftrag der abwesenden
Eigentimer focht A alle Be-
schlisse an und gewann durch
alle Instanzen hindurch. Der V.
Zivilsenat fuhrte im Urteil vom
10.6.2011 (V_ZR 222/10) aus,
dass die Ladung durch alle
Wohnungseigentiimer unbedenk-
lich moglich gewesen ware. Ein
Ladungsfehler lage insoweit
nicht  vor. Eine  WEG-
Versammlung konne aber nur
vom Ladenden wieder abgesagt
werden. Einzelne Eigentimer
oder Eigentumergruppen hétten
nicht die Rechtsmacht, Ver-
sammlungen einseitig nicht statt-
finden zu lassen oder terminlich
zu verlegen. Auch aus dem Ziel,
eine Vollversammlung abzuhal-
ten konne nichts Gegenteiliges
abgeleitet werden. Die Vollver-
sammlung diene nur dazu, ein-
zelne Ladungsméngel unter wei-
teren VVoraussetzungen zu heilen.

Ein Einberufungsmangel lége
aber in der Verlegung der Ver-

sammlung, ohne dass die ubri-
gen Wohnungseigentiimer hieran
mitgewirkt héatten. Ebenso wie
die Auswahl des Versamm-
lungsortes der zur Einberufung
zustandigen  Person  obliege,
koénne die Verlegung des Ver-
sammlungsortes nur durch den
Einberufungsberechtigten erfol-
gen. Dies seien vorliegend alle
Gemeinschafter zusammen ge-
wesen. Eine andere Bewertung
sei nicht dadurch veranlasst, dass
ihnen unberechtigterweise der
Zutritt zum Ladungsort — auch
einseitig — verwehrt wurde. Die-
ser Umstand koénne Schadenser-
satzanspriiche von vergeblich
angereisten  Wohnungseigentu-
mern begriinden, nicht aber bei
unzustandigen  Personen  die
Rechtsmacht begrinden, Ver-
sammlungsorte zu verlegen.

SchlieBlich missten sich die von
Anwalt A vertretenen Eigentl-
mer nach Treu und Glauben (8
242 BGB) nicht so behandeln
lassen, als liege kein Einberu-
fungsmangel vor, weil sie die
Versammlung rechtswidrig zum
Scheitern brachten. Der Zu-
stimmung zur Abhaltung einer
Vollversammlung l4dge unausge-
sprochen die Erwartung zugrun-
de, dass man sich wenigstens auf
eine Tagesordnung wirde im
Vorfeld einigen kdnnen. Nach-
dem dies nicht gelungen sei,
hétte ein Fernbleiben zum glei-
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chen Ergebnis gefiihrt. Es hatte
keine Vollversammlung vorge-

Kommentar

»ES gibt mehr Menschen, die
kapitulieren, als solche die schei-
tern“. Mit diesem Credo betitelte
einst Heiner GeilRler Altbundes-
kanzler Helmut Kohl. Der Sinn-
spruch bewahrheitet sich unter-
dessen immer wieder auch in der
rechtlichen Auseinandersetzung.

Ein Bautréger hatte ein Tochter-
unternehmen als erste WEG-
Verwalterin eingesetzt und im
Kaufvertrag vorgesehen, dass
diese Verwalterin den TUV-
Stddeutschland damit  beauf-
tragt, fir den jeweiligen Woh-
nungseigentiimer die Abnahme
seiner Wohnungen durchzufiih-
ren. Die Abnahmeprotokolle
sollten anschlieBend an die
WEG-Verwalterin  zur Aufbe-
wahrung Ubermittelt werden.
Zwar durfte der Kdufer bei der
Abnahme zugegen sein, weiter-
gehende Rechte, z.B. die Ver-
weigerung der Abnahme wurden
ihm nicht eingerdumt. Die
WEG-Verwalterin  (iberwachte
den Lauf der Gewahrleistungs-
frist. Bei der Berechnung der
Gewadhrleistungsfrist bezog sie
sich dabei auf eine Nachzugler-
kduferin, die durch Bezahlung
des Restkaufpreises der Woh-
nung nach § 640 BGB die Ab-
nahme erklart hatte. Kurz vor
dem Ablauf der Gewéhrleis-
tungsfrist beauftragte die Ver-
walterin einen Gutachter mit der
Feststellung von Mangeln am
Gemeinschaftseigentum. Dieser
stellte zahlreiche Mangel fest
und ermittelte Beseitigungskos-
ten von voraussichtlich 128.000
€. Der Bautrdger wurde mehr-
fach erfolglos zur Mangelbehe-

legen, die die Ladungsfehler im

bung aufgefordert. SchlieBlich
beauftragte die Gemeinschaft
unsere Kanzlei mit der Klage
gegen den Bautrager.

Der Bautrdger wandte im
Rechtsstreit zunachst die Einrede
der Verjahrung erfolgreich ein.
Sowohl Landgericht als auch
Oberlandesgericht  wiesen die
Klage ab. Der Dresdener Senat
hatte keine rechtlichen Bedenken
gegen die Abnahmeklausel. Eine
unangemessene Benachteiligung
der Kaufer lage nicht darin, dass
der Werkersteller die Abnahme
seines eigenen Werkes organi-
siere. Der TUV sei eine aner-
kannte Organisation, der man ein
sachwidriges Verhalten nicht
unterstellen durfe. Letztlich sei
es der Kaufer, der qua Kaufver-
trag den Auftrag erteilt habe, so
zu verfahren. Der Senat lehnte
auch ab, die Revision zuzulas-
sen. Gleichwohl das Thema bis
dato in &hnlicher Konstellation
nur vom OLG Minchen und
OLG Karlsruhe (im Sinne der
WEG) behandelt wurde, wiirden
keine grundsétzlichen Rechts-
fragen aufgeworfen, die der
BGH zu entscheiden hatte. Der
Hinweis, dass der Vorsitzende
des VII. Zivilsenates beim BGH
in einer Veroffentlichung die
Rechtsauffassung vertreten habe,
dass entsprechende Klauseln
unwirksam seien, war diesbe-
zliglich  mdoglicherweise sogar
kontraproduktiv.

Die von der WEG -eingelegte
Nichtzulassungsbeschwerde
beim BGH hatte schlieBlich
Erfolg (VII ZR 38/10). Der VII.
Zivilsenat beraumte einen Ver-

Beschlusswege hatte heilen kon-
nen.

handlungstermin fur den 12.
Oktober an. Der Bautrager fuhl-
te sich hierdurch veranlasst,
seine Rechtsaufassung zu Uber-
denken und unterbreitete ein
Vergleichsangebot: Er wirde 2/3
der Klagesumme und samtliche
bis dahin angefallenen Prozess-
kosten der WEG (ibernehmen.
Offenbar war die Unsicherheit
flr die Ill. Instanz denn doch so
groR, dass der Bautrager sich zu
dieser freiwilligen MafRnahme
veranlasst sah. Das Geld ist zwi-
schenzeitlich geflossen und die
Revision beim BGH konnte
zurlick genommen werden. Die
Rechtsfrage ist nun leider immer
noch nicht obergerichtlich ge-
klart. Die Zulassung der Revi-
sion und die Reaktion des Bau-
trdgers machen dennoch eines
klar. Die Rechtsauffassung des
OLG Dresden vertrat am Ende
keiner der Beteiligten mehr.

Respekt gebihrt den Wohnungs-
eigentiimern, die nach zwei Pro-
zessverlusten in  Folge nicht
mide wurden, weiterhin Ver-
trauen fur ihre Anwaltskanzlei
aufzubringen und auch noch den
Gang nach Karlsruhe wagten.
Verstandlich ist am Ende auch,
dass man sich auf der anbe-
raumten  Eigentimerversamm-
lung entschloss, den Vergleich
anzunehmen.  Sicherheit geht
mitunter vor und zwischenzeit-
lich verfiigt die Gemeinschaft
Uber das Geld (immerhin knapp
110.000 €) und kann vielleicht
nicht jeden Makel, so aber doch
wohl jeden Mangel beseitigen.
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Baurecht

Neuformulierung der Zumutbarkeitsgrenze fur Pauschalpreise

Mit Urteil vom 30.6.2011 hat der
BGH Grenzen bei der Pauscha-
lierung von Werkvergitungen
formuliert, deren erhebliche
Konsequenzen sich erst im Lau-
fe der weiteren Rechtsfortbil-
dung durch die Instanzgerichte
herausbilden werden. Die Auf-
tragnehmerin verpflichtete sich
zu einem Pauschalpreis von rund
618.000 € zum Abriss einer Kli-
nik. In einer Zulagenposition fir
den Abbruch von Estrich mit
Trittschallddmmung  war  die
Estrichstarke mit ,3 cm (ge-
schatzt)* angegeben. Die Auf-
tragnehmerin stellte beim Abriss
Estrichstarken von 7 cm und
mehr fest. Sie stellte einen von
der Auftraggeberin nicht akzep-
tierten Nachtrag und klagte die
ihrer Auffassung nach noch zu-
stehende  Restvergitung von
rund 124.000 € ein. Klage und
Berufung hatten keinen Erfolg.
Das  Berufungsurteil — wurde
durch den BGH aufgehoben und
die Sache zuriick verwiesen. Der
BGH gab dabei dem Berufungs-
gericht die rechtlichen Rahmen-
bedingungen mit auf den Weg.

Das Berufungsgericht hatte ver-
kannt, dass auch bei einer kom-
plett funktional beschriebenen
Werkleistung (Abriss) mit einem
Pauschalpreis es nicht ausge-
schlossen sei, dass die Parteien
zu einzelnen Leistungen beson-
dere Vereinbarungen trafen (sog.
Detaillierungen). L&gen solche
Vereinbarungen vor, so konnte

sich nach § 2 Abs. 7 VOB/B ein
Anderungsanspruch der Vergi-
tung ergeben. Mache der Auf-
traggeber in einer Leistungsbe-
schreibung zum Pauschalvertrag
detaillierte  Angaben zu den
Mengen oder die Mengen beein-
flussende Faktoren, die erhebli-
che Bedeutung flr die Kalkula-
tion des Pauschalpreises hatten,
ware dies haufig nach Treu und
Glauben dahingehend zu verste-
hen, dass diese Angabe auch
nach seinem Willen zur Ge-
schéftsgrundlage des Vertrages
erhoben wirde.

Zwar misse die Auftragnehme-
rin bei einem Klinikabriss mit
ungewohnlichen  Vorkommnis-
sen rechnen. Dieses Risiko dirfe
die Auftragnehmerin jedoch um
so Kleiner einschatzen, je detail-
lierter die Angaben des Auftrag-
gebers sind und je mehr dieser
das Vertrauen erweckt habe,
dass diese Angaben stimmten.
Der Auftraggeber kdnne sich
dagegen nicht darauf berufen,
dass er diese Angaben nicht
hétte machen missen. Eine Frei-
zeichnung ergebe sich insoweit
auch nicht aus der vertraglichen
Abrede, wonach der Auftrag-
nehmer ,,die Massen gemaR dem
Leistungsverzeichnis vor Ange-
botsabgabe zu tberprifen* habe.
Dieser Formulierung komme
nicht die Bedeutung zu, dass der
Auftraggeber das Risiko einer
Abweichung von geschatzten
Estrichstarken nicht Gbernehmen
und deshalb den sich daraus
ableitenden Aufwand nicht zur
Geschaftsgrundlage erheben
wollte. Das konnte Uberhaupt
nur dann der Fall sein, wenn die
Bieter eine realistische Mdglich-
keit hatten, vor der Angebotsab-
gabe, etwa an Hand vorgelegter

Plane die Estrichstarke selbstan-
dig zu prufen.

Die gleichen Erwagungen tréfen
ferner auf die Vertragsklausel
zu, wonach Mehrkosten wegen
der Ortlichen Bedingungen nicht
anerkannt wirden, weil die
Maglichkeit einer Ortsbesichti-
gung vor der Angebotserstellung
gegeben war und der Auftrag-
nehmer sich vor der Angebots-
abgabe Uber Art und Umfang
der geforderten Leistung genau
unterrichtet habe. Gleiches gelte
auch flr die Erklarung des Auf-
ragnehmers, er habe ,die Ort-
lichkeiten am 14.5.2005 besich-
tigt*. Diese sogenannten ,,Kom-
plettheitsklauseln“ seien alle-
samt ein Indiz flr eine umfas-
sende Pauschalierung der Vergu-
tung, konnten jedoch nicht zur
Begrundung dafur herangezogen
werden, dass die Estrichstarke
nicht zur Geschaftsgrundlage des
Vertrages erhoben worden sei.

Fur die Frage schlieBlich, ob ein
Festhalten an der vereinbarten
Pauschale fur den Auftragneh-
mer nicht mehr zumutbar sei,
kénne keine starre Risikogrenze
in Gestalt eines Prozentsatzes
des vereinbarten Pauschalpreises
gezogen werden. Es komme
vielmehr darauf an, inwieweit
der Auftraggeber durch irrefiih-
rende Angaben in der Aus-
schreibung zu einer Fehlkalkula-
tion des Auftragnehmers beige-
tragen habe. In solchen Féllen
erscheine es nicht von vornher-
ein ausgeschlossen, dass diesem
eine Mehrvergltung zuerkannt
werden, die weniger als 20% des
vereinbarten Pauschalpreises
ausmache. Wirkten sich ndmlich
die von den irrefihrenden Anga-
ben im Vertrag abweichenden
Mengen derart auf die Vergu-
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tung aus, dass das finanzielle
Gesamtergebnis des Vertrages
nicht nur den zu erwartenden

SCHULTZE "5

Gewinn des Auftragnehmers
aufzehre, sondern zu Verlusten
fuhre, sei das Festhalten an der

Preisvereinbarung haufig nicht
mehr zumutbar (VI ZR 13/10).

Zur 5%-Pauschalierung nach § 649 Satz 3 BGB

Ein Werkunternehmer musste
teures Lehrgeld bezahlen, als er
seine Vergitungsklage auf den
neu geschaffenen 8 649 Satz 3
BGB stiitzte. Unmittelbar nach
dem Vertragsabschluss kiindigte
der Auftraggeber den Werkver-
trag. Nun hatte der Werkunter-
nehmer jedenfalls Anspruch auf
seine versprochene Vergitung,
waobei er sich die ersparten Auf-
wendungen anrechnen lassen

Gesetzgebung

muss. Die Berechnung dieser
Restvergutung fallt in der Praxis
so schwer, dass der Gesetzgeber
die 5%-Pauschale eingefiigt hat.
Der Werkunternehmer verlangte
eben jene und verlor den Rechts-
streit vor dem BGH. Der VII.
Zivilsenat stellte fest, dass die
Klage unschliissig sei. Nicht die
vereinbarte  Gesamt-Vergitung
sei die Bemessungsgrundlage,
sondern der Vertragsteil der

nicht ausgefihrten Werkleistung.
Der Werkunternehmer misse
daher zun&chst darlegen, wel-
cher Teil der Leistung ausge-
fahrt worden sei und welcher
nicht. Die auf letzteren Teil ent-
fallene Vergitung sei Bemes-
sungsgrundlage. Da er dies nicht
dargelegt habe, sei die Klage
nicht schliissig. BGH-Urteil vom
28.7.2011, VII ZR 45/11

Kontenpfandungsgrenzen fallen am 1.1.2012

Am 1.1.2012 tritt die Uber-
gangsregelung in 8 850 | Abs. 1
ZPO auBer Kraft. Bisher galt,
dass das mit dem Gesetz zur
Reform des Kontopfandungs-
schutzes vom 7.7.2009 (BGBI. |
1797) geschaffene Pfandungs-

Veranstaltungen

Die diesjahrige Veranstaltung
des ESWID stand unter dem
Vorzeichen des 60-jéhrigen Jubi-
laums des Wohnungseigentums-
gesetzes: ,,60 Jahre WEG - Im-
mer noch Neues zum Verwalter®.
Die Veranstalter hatten das Jubi-

schutzkonto  (kurz: P-Konto)
neben dem gewdhnlichen Konto
pfandungsrechtlich

gleichberechtigt nebeneinander
existierte. Am 1.1.2012 &ndert
sich das. Dann besteht fir
Kontoinhaber von gewoéhnlichen
Girokonten nicht mehr die
Mdglichkeit, den
Pfandungsschutz der 88 850 ff.
ZPO in Anspruch zu nehmen.
Das Gesetz dient letztlich der
Justizentlastung, weil die Ge-
richte von den Vollstreckungs-
schutzantrdgen befreit werden
und diese Aufgaben kinftig die

Bericht aus Fischen

laum wohl auch zum Anlass
genommen, die Veranstaltung
behutsam zu reformieren. So
zeigten sich mehr neue und jun-
gere Referenten als in den Jahren
zuvor. Unter den Vortrdgen der
insgesamt 17 Referenten hervor-

Banken und Sparkassen wahrzu-
nehmen haben. Im Gegenzug
werden vermutlich die Kommu-
nen und St&dte belastet. Die
Schuldner, denen ab 1.1.2012
das Kontoguthaben gepfandet
werden wird, bleibt letztlich nur
der Gang zum Sozialamt (brig,
um wenigstens den ersten Monat
der Pfandung zu kompensieren.
Danach wird jeder Schuldner so
Klug sein und sein Sdumnis, das
Konto umzuwandeln, nachgeholt
haben.

zuheben sind die Ausfiihrungen
von Prof. Armbrister aus Berlin.
Er referierte lber die Aufgaben
des Verwalters beim Abschluss
und der Abwicklung von Versi-
cherungsvertragen. Dabei wies
er auf den neuen 8§ 19 VVG hin,
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http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
Der Besteller kann bis zur Vollendung des Werkes jederzeit den Vertrag kündigen.
Kündigt der Besteller, so ist der Unternehmer berechtigt, die vereinbarte Vergütung
zu verlangen; er muss sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, was er infolge der
Aufhebung des Vertrags an Aufwendungen erspart oder durch anderweitige Verwendung
seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt. Es wird vermutet,
dass danach dem Unternehmer 5 vom Hundert der auf den noch nicht erbrachten Teil der
Werkleistung entfallenden vereinbarten Vergütung zustehen.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 850l Pfändungsschutz für Kontoguthaben aus wiederkehrenden Einkünften
(1) Werden die in den §§ 850 bis 850b sowie die in den §§ 851c und 851d bezeichneten wiederkehrenden
Einkünfte auf ein Konto des Schuldners, das vom Kreditinstitut nicht als Pfändungsschutzkonto im Sinne von
§ 850k Abs. 7 geführt wird, überwiesen, so ist eine Pfändung des Guthabens auf Antrag des Schuldners vom
Vollstreckungsgericht insoweit aufzuheben, als das Guthaben dem der Pfändung nicht unterworfenen Teil der
Einkünfte für die Zeit von der Pfändung bis zum nächsten Zahlungstermin entspricht.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 19 Anzeigepflicht
(1) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung die ihm bekannten Gefahrumstände,
die für den Entschluss des Versicherers, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen, erheblich sind und
nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat, dem Versicherer anzuzeigen. Stellt der Versicherer nach der
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers, aber vor Vertragsannahme Fragen im Sinn des Satzes 1, ist der
Versicherungsnehmer auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.


nach dessen Inhalt der Verwalter
verpflichtet sei, auf die ihn be-
kannten Gefahrenumsténde hin-
zuweisen, soweit er vom Versi-
cherer in Textform diesbezuglich
gefragt werde. Dies seien vor-
rangig Umstdnde wie Woh-
nungsleerstand, Art und Umfang
der gewerblichen Nutzung (z.B.
Feuerungsstatten, Betrieb von
Verbrennungsmotoren) oder der
bisherige Schadensverlauf. So-
weit der Verwalter fir den Ab-
schluss von Versicherungsver-
tragen Provisionen vom Versi-
cherer erhalte, sei er zur Auskeh-
rung der Provisionen an die Ge-
meinschaft  verpflichtet (LG
Kéln WuM 1993, 712). Ver-
schweige der Verwalter den
Erhalt von Provisionen, konne er
fristlos abberufen werden (LG
Disseldorf, ZMR 1998, 306). Zu
beachten sei ferner, dass die
Versicherungssumme der Im-
mobilie sich erhdéhen kénne, was
dem Versicherer anzuzeigen sei.
Versicherungsrechtlich gabe es
keine Abgrenzung von Sonder-
und Gemeinschaftseigentum.
Der Wert der Immobilie kénne
daher fur den Verwalter unbe-
merkt durch den Ausbau von
Dachspitzen oder Badezimmern
steigen. Prof. Armbrister emp-

fahl daher einen Beschluss zu
fassen, wonach wertsteigernde
Malnahmen im Sondereigentum
dem Verwalter anzuzeigen sei.

Dr. Schmidt wies in seinem Vor-
trag zum Vollstreckungsrecht
darauf hin, dass der WEG-
Verwalter beim Vorliegen der
zivilprozessualen Voraussetzun-
gen verpflichtet sei, fur den teil-
rechtsfahigen Verband notfalls
auch die eidesstattliche Versi-
cherung abzugeben. Nach einer
Entscheidung des I. Zivilsenates
beim BGH zum Vereinsvorstand
kénne man sich auch dann nicht
dieser Verpflichtung entziehen,
wenn man kurz vor dem Termin
sein (Verwalter-)Amt niederlege
(1 ZB 35/06).

Prof. Jakoby aus Bielefeld refe-
rierte zum Spannungsfeld zwi-
schen der Wohnungseigenti-

mergemeinschaft und den Mie-
tern der Wohnungseigenttimer
hinsichtlich der Nutzung, so
namentlich in Bezug auf Haus-
ordnungen. Dabei vertrat er die
Auffassung, dass die Mieter den
Beschllssen der Gemeinschaft
auch im laufenden Mietverhélt-
nis vollstdndig unterworfen sei-
en.

SchlieBlich bewertete der Rich-
ter Dr. Suilmann die einschlagi-
ge Rechtsprechung zur Versor-
gungssperre in Bezug auf Wohn-
raummietvertrage. Danach konn-
te die Gemeinschaft beim Vor-
liegen erheblicher Riickstdnde (6
Monate und mehr) nach einer
entsprechenden Androhung auch
dann eine Versorgungssperre
verhéngen, wenn die Wohnung
vermietet sei. Der Mieter miisse
jedoch zur Ausfuhrung der Sper-
re keinen Zutritt zu seiner Woh-
nung gewdahren. Zwischen der
Gemeinschaft und dem Mieter
konne bei einer drohenden Ver-
sorgungssperre zudem eine Not-
belieferung vereinbart werden,
bei der der Mieter seine Be-
triebskosten direkt an die Ge-
meinschaft bezahle.

Termin: 8.12.2011

Rechtsanwalt Heinz G. Schultze:

Danach:

Ort: Paulaner, Klostergasse Leipzig

Weihnachts-Verwalterstammtisch Leipzig "=

Jahresrickblick:

Die fur den Immobilienverwalter wichtigsten Gerichtsentscheidungen aus dem

Jahre 2011

Weihnachtsessen (Die schriftlichen Einladungen mit Meniifolge werden Ende November versandt)
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I Minol

Alles, was zahit.

Minol-Fachtagung fur die Wohnungswirtschaft

Minol Fachtagung 2011
30.11.2011 im Zoo-Leipzig

Programm

12:00 - 12:30 Eintreffen der Teilnehmer - kleiner Snack

12:30 - 12:45 BegriRung und Einfihrung

Norman Drews

12:45 - 13:45 Das Mietrechtsreformgesetz 2011 - Neue Perspektiven bei der Verwaltung von Immobilien -
RA Heinz G. Schultze

13:45 - 14:30 Energieeffizienz in Wohngeb&auden: Wo liegt die goldene Mitte? Teil 1

Frank Peters und Matthias Béar

14:30 - 15:00 Kaffeepause

15:00 - 15:45 Energieeffizienz in Wohngeb&auden: Wo liegt die goldene Mitte? Teil 2

Frank Peters und Matthias Béar

15:45 - 16:15 Energieeffizienz als Werttreiber fir Immobilien

Michael Lowak

16:15 - 16:45 Pause

16:45 - 17:45 Grenzgénge der Modernisierung im WEG - Rechtliche Probleme bei Investition und Erhalt -
RA Heinz G. Schultze

17:45 - 18:00 Schlussbetrachtung

Norman Drews

Verzugszinssatze

Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis- Verzugs- Entgelt ohne  Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz zinssatz Verbrau- satz % Zugs- Verbrau-
% % cherbeteili- zins- cherbeteili-

gung % satz % gung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.1. bis 30.6.2007 2,7 1,7 10,7

1.7. bis 31.12.2002 2,47 7,47 10,47 1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32

1.7. bis 31.12.2003 1,22 6,22 9,22 1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62

1.7. bis 31.12.2004 1,13 6,13 9,13 1.7. bis 31.12.2009 0,12 512 8,12

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 8,12

1.7. bis 31.12.2005 1,17 6,17 9,17 1.7. bis 31.12.2010 0,12 512 8,12

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 8,12

1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95 1.7. bis 31.12.2011 0,37 537 8,37

Der Glaubiger kann nach dem bescheid (§ 286 Abs. 1 S. 2 Schuldner die Leistung verwei-

Eintritt der Falligkeit seines BGB). gert oder besondere Griinde den

Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fur die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt ist,
die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknlpft, der

sofortigen Eintritt des Verzugs
rechtfertigen (8 286 Abs. 2
BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spéatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer

65


Schultze
Kommentar zu Text
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem Eintritt
der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung stehen
die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines Mahnbescheids im
Mahnverfahren gleich.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn
1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene Zeit für die
Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich von dem Ereignis an nach dem
Kalender berechnen lässt,
3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert,
4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen Interessen der sofortige
Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist.


Rechnung ein; dies gilt gegen-
tiber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3 S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Gléubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Wihrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (8 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betréagt fur das Jahr finf
Prozentpunkte bzw. fir Rechts-
geschafte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (8§ 288
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-

punkte, um welche die Bezugs-
groRe seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
groRe ist der Zinssatz fiir die
jungste  Hauptrefinanzierungs-
operation der Europdischen Zen-
tralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).

66


Schultze
Kommentar zu Text
(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er
nicht innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder
gleichwertigen Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der
Verbraucher ist, nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung
besonders hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder
Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist,
spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in Verzug.
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